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Der Deutsche Bundestag beschließt heute zwei Anträge zum Schutz von Mensch und Umwelt

vor Belastungen, die durch die Realisierung von europäisch bedeutsamen Schienenprojekten

entstehen. Mit dieser Persönlichen Erklärung möchten wir unser Abstimmungsverhalten zu

diesen Anträgen erläutern.

Der Antrag „Menschen- und umweltgerechten Ausbau der Rheintalbahn realisieren“ sieht vor,

dass der Bund Kosten in Höhe von 1.521,4 Mio. Euro übernimmt, die durch zusätzlichen

Lärmschutz an der Ausbaustrecke Karlsruhe-Basel im Abschnitt von Offenburg bis nach Basel

entstehen. Wir erkennen die erhebliche bundespolitische Bedeutung der Strecke im Rahmen

des europäischen TEN-Kernkorridors, die geleistete konstruktive Arbeit des Projektbeirats

Rheintalbahn und das finanzielle Engagement des Landes Baden-Württemberg an und

stimmen dem Antrag daher gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen der SPD-

Bundestagsfraktion zu.

Mit der Entscheidung zur Rheintalbahn werden aus unserer Sicht neue Maßstäbe auch für

andere Schienenverkehrsprojekte gesetzt. Anlieger von Bahnanlagen sind in ganz Deutschland

gleichermaßen von Schienenlärm betroffen. Der bei der Rheintalbahn angelegte Maßstab

sollte daher für alle schutzbedürftigen Bürgerinnen und Bürger gelten. Dieser Erkenntnis folgt

der Antrag „Menschen- und umweltgerechte Realisierung europäischer Schienennetze“ in

Ansätzen. Er sieht vor, dass künftig auch in anderen Fällen besonderer regionaler

Betroffenheit durch Schienengüterverkehre ein Schutz von Anwohnern und Umwelt erreicht

werden kann, der über das gesetzlich vorgegebene Maß hinausgeht.

Wir bedauern sehr, dass die CDU/CSU keine – von uns wiederholt vorgeschlagenen –

weitergehenden Beschlüsse mitgetragen hat, die bei anderen bundes- und europaweit

bedeutsamen Strecken ein ähnlich hohes Schutzniveau von Mensch und Umwelt wie bei der

Rheintalbahn verbindlich vorsehen. Zur Vermeidung von zahlreichen Klagen und im Sinne

eines zügigen Baubeginns halten wir zusätzliche Lärmschutz- und Sicherheitsmaßnahmen –

die im Vorfeld mit den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern abgestimmt sind – im laufenden

Planfeststellungsverfahren des dreigleisigen Ausbaus der Betuwe-Linie zwischen Emmerich

und Oberhausen und beim sechsgleisigen Ausbau der Strecke Duisburg-Düsseldorf im Zuge

des Rhein-Ruhr-Express für zwingend erforderlich. Darüber hinaus ist der Lärmschutz an der



gesamten Mittelrheintalstrecke (Köln-Mainz) deutlich zu verbessern. Schließlich wollen wir

Kommunen, die an den besonders stark befahrenen europäischen Güterverkehrskorridoren

liegen, beim Neubau von Bahnunterführungen stärker als bisher unterstützen, um die

Sicherheit zu erhöhen und eine bessere Verkehrsabwicklung zu ermöglichen.

Die heute verabschiedeten Anträge können aus unserer Sicht nur ein erster Schritt sein. Die

NRW-Landesgruppe in der SPD-Bundestagsfraktion wird sich dafür einsetzen, im Rahmen

weiterer parlamentarischer Verfahren einen vergleichbaren Schutz von Mensch und Umwelt

vor Schienenverkehrsbelastungen zu erreichen, wie er heute für die Rheintalbahn beschlossen

wurde.


